
 

  

S 4 AS 8/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Nürnberg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze I.)Kosten für Stellplätze und Garagen

fallen grundsätzlich nicht unter die Kosten
der Unterkunft nach § 22 SGB II, da solche
Einrichtungen nicht unmittelbar der
Unterkunft von Menschen dienen.
II.)Ausnahmsweise können solche Kosten
übernommen werden, wenn die
Anmietung der Garage oder des
Stellplatzes von der Anmietung der
Wohnung insgesamt rechtlich nicht
abtrennbar ist, insbesondere wenn eine
separate Kündigung nicht möglich ist und
eine Untervermietung rechtlich nicht
möglich ist oder aber trotz ernsthafter
tatsächlicher Bemühungen gescheitert
ist.
III.)Ist die Untervermietung des
Stellplatzes / der Garage vom Vermieter
erlaubt worden, weist jedoch der SGB II-
Bezieher keine ausreichenden
Bemühungen zur Untervermietung nach,
kommt eine Übernahme der Kosten nicht
in Betracht. Dies gilt auch vor dem
Hintergrund des Selbsthilfegrundsatzes
dann, wenn sich die Kosten der
Unterkunft, inklusive der
Garagen-/Stellplatzmiete im Rahmen der
jeweils geltenden
Angemessenheitsgrenzen des SGB II-
Trägers bewegen.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 AS 8/19
Datum 03.07.2019
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1.) Die Klage gegen den Bescheid vom 11.10.2018 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 22.11.2018 und vom 24.11.2018 in der Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 04.12.2018 wird abgewiesen.
2.) AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
3.) Die Berufung wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Beklagte verpflichtet ist die Mietkosten
fÃ¼r einen Pkw-Stellplatz in HÃ¶he von monatlich 35,00 EUR in der Zeit vom
01.09.2018 bis 28.02.2019 zu Ã¼bernehmen. Der 1987 geborene, erwerbsfÃ¤hige
KlÃ¤ger bezieht seit LÃ¤ngerem Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) vom Beklagten.
Seit dem 01.03.2016 lebt er in einer Mietwohnung unter der im Rubrum genannten
Adresse. Die Nettokaltmiete belÃ¤uft sich auf monatlich 305,00 EUR, hinzu kommen
50,00 EUR fÃ¼r kalte Nebenkosten. DarÃ¼ber hinaus fallen 35,00 EUR fÃ¼r die
Miete eines Pkw-Stellplatzes in einer Tiefgarage an. Nach dem sog. schlÃ¼ssigen
Konzept der Stadt X betrÃ¤gt die Mietobergrenze fÃ¼r einen 1-Personen-Haushalt
mit einer WohnungsgrÃ¶Ã�e von bis zu 50 mÂ² 397,00 EUR (Nettokaltmiete und
"kalte" Nebenkosten, also ohne Heizung). Bis zu diesem Richtwert werden die
Kosten der Unterkunft (ohne Heizung) seitens des Beklagten als angemessen
anerkannt. Der Mietvertrag vom 13.02.2016 sieht in Â§ 10 Abs. 2 vor, dass der
Mieter ohne ausdrÃ¼ckliche Erlaubnis des Vermieters weder zur Weitervermietung
der Mietsache noch zu einer sonstigen GebrauchsÃ¼berlassung an Dritte befugt ist.
Eine etwaige Erlaubnis des Vermieters gilt fÃ¼r den jeweiligen Einzelfall.

Mit Bescheid vom 11.10.2018 bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger Leistungen nach
dem SGB II fÃ¼r die Zeit vom 01.09.2018 bis zum 28.02.2019 in HÃ¶he von
monatlich jeweils 800,00 EUR. Der Gesamtbetrag setzt sich zusammen aus dem
seinerzeitigen Regelbedarf von 416,00 EUR, aus der Nettokaltmiete in HÃ¶he von
monatlich 305,00 EUR, aus den Heizkosten von monatlich 29,00 EUR sowie aus den
kalten Nebenkosten in HÃ¶he von monatlich 50,00 EUR. Die Kosten fÃ¼r den Kfz-
Stellplatz in HÃ¶he von monatlich 35,00 EUR wurden nicht berÃ¼cksichtigt.

Gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 08.11.2018
Widerspruch ein und machte geltend, dass die monatliche Grundmiete 340,00 EUR
und nicht 305,00 EUR betrage. Mit Bescheid vom 22.11.2018 Ã¤nderte der Beklagte
den ursprÃ¼nglichen Bewilligungsbescheid vom 11.10.2018 fÃ¼r die Zeit vom
01.12.2018 bis 28.02.2019 insoweit ab, als dass ab dem 01.12.2018 nur noch
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monatliche Heizkosten in HÃ¶he von 21,00 EUR berÃ¼cksichtigt wurden. Da zudem
aus einem vorhergehenden Leistungszeitraum noch ein Guthaben zu Gunsten des
Beklagten in HÃ¶he von 42,34 EUR bestand, wurde dies von den Kosten der
Unterkunft und Heizung im Monat Dezember 2018 abgezogen. Mit weiterem
Ã�nderungsbescheid vom 24.11.2018 Ã¤nderte der Beklagte die vorhergehenden
Bescheide insofern ab, als dass fÃ¼r die Monate Januar und Februar 2019 der zum
01.01.2019 erhÃ¶hte Regelsatz in HÃ¶he von monatlich jeweils 424,00 EUR in die
Bedarfsberechnung Eingang fand. Mit Widerspruchsbescheid vom 04.12.2018 wies
der Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 11.10.2018
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der Beklagte aus, dass die
Kosten fÃ¼r einen Stellplatz grundsÃ¤tzlich nicht unter die Kosten der Unterkunft
im Sinne des Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II fielen, da solche Einrichtungen nicht
unmittelbar der Unterkunft von Menschen dienten. Hiergegen hat der KlÃ¤ger
Ã¼ber seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten mit Schriftsatz vom 03.01.2019 Klage zum
Sozialgericht NÃ¼rnberg erhoben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt er aus, dass zwar die
Kosten fÃ¼r einen Kfz-Stellplatz grundsÃ¤tzlich nicht Ã¼bernommen wÃ¼rden.
Eine Ausnahme sei jedoch dann zu machen, wenn die Wohnung ohne den Stellplatz
nicht anmietbar sei und sich der Mietpreis bei fehlender Abtrennbarkeit noch
innerhalb des Rahmens der Angemessenheit bewege. Sofern der Mietvertrag wie
beim KlÃ¤ger daher auch die Anmietung eines Stellplatzes beinhalte und der
Vermieter schriftlich bestÃ¤tige, dass eine Abtrennbarkeit nicht mÃ¶glich sei, dann
seien neben der monatlichen Kaltmiete und den Nebenkosten auch die Kosten fÃ¼r
den Stellplatz zu Ã¼bernehmen. Dadurch dass sich die Gesamtkosten inklusive des
Stellplatzes vorliegend auf 390,00 EUR beliefen und die Mietobergrenze der Stadt X
bei 397,00 EUR liege, seien die Kosten fÃ¼r den Stellplatz zu Ã¼bernehmen. Er
vertritt zudem die Rechtsauffassung, dass Ã¤hnlich wie bei den "normalen" Kosten
der Unterkunft und Heizung eine Kostensenkungsaufforderung zu ergehen habe.
Vorliegend sei dem KlÃ¤ger nicht bekannt gewesen, dass die Garage nicht zu den
Kosten der Unterkunft und Heizung gehÃ¶re und dass er eine Untervermietung
versuchen mÃ¼sse.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Bescheid vom 11.10.2018 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 22.11.2018 und vom 24.11.2018 in der Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 04.12.2018 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verurteilen, ihm die Kosten fÃ¼r den Garagenstellplatz in HÃ¶he von monatlich
35,00 EUR zu zahlen.

Der Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Er trÃ¤gt vor, dass der KlÃ¤ger bereits im Bescheid vom 23.01.2018 darauf
hingewiesen worden sei, dass die Kosten fÃ¼r den Stellplatz nicht berÃ¼cksichtigt
werden kÃ¶nnen. Im weiteren Verfahrensverlauf legte der KlÃ¤ger eine E-Mail
seines Vermieters vor, wonach dieser nicht damit einverstanden ist, dass der
Stellplatz separat von der Wohnung gekÃ¼ndigt werde. Er sei jedoch mit einer
Untervermietung einverstanden. Zudem legte der KlÃ¤ger zum Nachweis seiner
BemÃ¼hungen zur Untervermietung zum einen einen Zettel datierend vom
08.02.2019 vor, der beim K. ausgehÃ¤ngt wurde. Zum anderen wurde Ã¼ber
Facebook versucht, den Stellplatz zu vermieten. Das Datum dieses
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Untermietversuches geht aus dem Screenshot nicht hervor. Hinsichtlich der
weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
beigezogenen Verwaltungs- und der Gerichtsakte sowie auf das Protokoll der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 03.07.2019 verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I.) Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid des Beklagten vom
11.10.2018 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 22.11.2018 und vom
24.11.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 04.12.2018 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, denn er hat keinen
Anspruch auf hÃ¶here Leistungen nach dem SGB II unter BerÃ¼cksichtigung der
monatlichen Kosten fÃ¼r den Stellplatz in HÃ¶he von 35,00 EUR.

Streitgegenstand ist der Bescheid des Beklagten vom 11.10.2018 in der Fassung
der beiden Ã�nderungsbescheide vom 22.11.2018 und vom 24.11.2018. Entgegen
den Rechtsbehelfsbelehrungen in diesen beiden Bescheiden sind diese kraft
Gesetzes Gegenstand des Widerspruchsverfahrens geworden, Â§ 86
Sozialgerichtsgesetz (SGG). Damit sind sie auch im gerichtlichen Verfahren
Klagegegenstand und auf ihre RechtmÃ¤Ã�igkeit hin zu Ã¼berprÃ¼fen. 1.) Der
KlÃ¤ger war im streitbefangenen Zeitraum (September 2018 bis Februar 2019) eine
leistungsberechtigte Person nach Â§ 7 SGB II. Er hatte und hat seinen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1
Nr.4 SGB II), war hilfebedÃ¼rftig (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB II) und war
erwerbsfÃ¤hig (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 SGB II). Er hatte damit dem Grunde
nach Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II. Fehler im Rahmen der Berechnung
des Regelsatzes, der Nettokaltmiete, der Heiz- und kalten Nebenkosten sind weder
ersichtlich noch vorgetragen. Zur Berechnung im Einzelnen wird gemÃ¤Ã� Â§ 136
Abs. 3 SGG auf den Bescheid vom 11.10.2018 in der Fassung seiner
Ã�nderungsbescheide verwiesen. Auch hat der Beklagte zu Recht die monatlichen
Kosten in HÃ¶he von 35,00 EUR fÃ¼r den Stellplatz nicht mit in die
Bedarfsberechnung eingestellt. Nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II werden Bedarfe
fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Kosten anerkannt, soweit
diese angemessen sind. Kosten fÃ¼r StellplÃ¤tze und Garagen fallen grundsÃ¤tzlich
nicht unter die Kosten der Unterkunft, da solche Einrichtungen nicht unmittelbar der
Unterkunft von Menschen dienen (vgl. Luik in Eicher/Luik, 4. Auflage, 2017, SGB II 
Â§ 22 Rn. 39). Auch ein besonderer Ausnahmefall, der es rechtfertigen wÃ¼rde,
dass die Kosten seitens des Beklagten anzuerkennen sind, liegt zur Ã�berzeugung
der Kammer nicht vor. Insoweit hat das Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg
im Urteil vom 21.09.2018, Az. L 12 AS 346/18, juris, Rn. 23 ausgefÃ¼hrt: "Solche
Kosten kÃ¶nnen allenfalls in besonderen AusnahmefÃ¤llen Ã¼bernommen werden,
wenn die Anmietung von Garage oder Stellplatz von der Anmietung der Wohnung
insgesamt rechtlich nicht abtrennbar ist, insbesondere wenn eine separate
KÃ¼ndigung nicht mÃ¶glich ist und eine Untervermietung rechtlich nicht mÃ¶glich
ist oder aber trotz ernsthafter tatsÃ¤chlicher BemÃ¼hungen gescheitert ist ( â�¦).
Zwar geht der Senat zugunsten des KlÃ¤gers vorliegend davon aus, dass der
Mietvertrag fÃ¼r die Garage entsprechend dem Vortrag des KlÃ¤gers nicht separat
gekÃ¼ndigt werden kann. Gleichwohl sind die fÃ¼r die Garage anfallenden Kosten
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durch den Beklagten nicht zu Ã¼bernehmen. Der KlÃ¤ger ist zunÃ¤chst gehalten,
sich um eine Untervermietung der Garage zu bemÃ¼hen, um so die Mietkosten von
anderer Seite erstattet zu bekommen ( â�¦). Die Untervermietung ist ausweislich
des Mietvertrages nicht ausgeschlossen, allein dass die Untervermietung einer
Zustimmung der Vermieterin bedarf, fÃ¼hrt nicht dazu, dass der KlÃ¤ger von der
Verpflichtung, BemÃ¼hungen zu unternehmen, befreit ist. Zwar hat der KlÃ¤ger im
Verfahren eine Anzeige aus 2018 vorgelegt, auf die er nach eigenen Angaben keine
RÃ¼ckmeldung erhalten hat, dies vermag jedoch die fehlenden BemÃ¼hungen im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum nicht auszugleichen." Dieser Rechtsprechung
schlieÃ�t sich die erkennende Kammer uneingeschrÃ¤nkt an. Vorliegend war der
Vermieter des KlÃ¤gers ausweislich der im Klageverfahren vorgelegten E-Mail mit
einer Untervermietung einverstanden. Der KlÃ¤ger hat zur Ã�berzeugung der
Kammer jedenfalls fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum keine
ausreichenden BemÃ¼hungen zu Untervermietung dargelegt. Insoweit wurde
lediglich ein bei K. ausgehÃ¤ngter Zettel mit einem Angebot zu Untervermietung
datierend vom 08.02.2019, also zeitlich erst nahezu am Ende des
Bewilligungszeitraums vorgelegt. Auch aus dem Angebot bei Facebook ergibt sich
nichts Anderes. Insoweit ist nicht klar, von wann dieses datiert und welchem
Personenkreis dieses zugÃ¤nglich ist. Es kann durchaus erwartet werden, dass zum
Beispiel Ã¼ber die gÃ¤ngigen Vermietungsportale im Internet entsprechende
Anzeigen geschaltet werden. Wenn und soweit sich der KlÃ¤ger auf das Urteil des
Sozialgerichts Freiburg vom 06.07.2017, Az. S 16 AS 3644/16 beruft, so wird dieser
Rechtsauffassung seitens der erkennenden Kammer nicht gefolgt. Das Sozialgericht
Freiburg vertritt die Rechtsauffassung, dass im Falle der fehlenden Abtrennbarkeit
der Miete des Stellplatzes von der der Wohnung auch die Kosten fÃ¼r den Stellplatz
zu Ã¼bernehmen seien, wenn die Gesamtkosten unterhalb der jeweiligen
Angemessenheitsgrenzen liegen. Es nimmt auch an, dass sich aus Â§ 22 SGB II
keine Grundlage ergÃ¤be, eine Kostensenkungsobliegenheit anzunehmen, der
durch hinreichende EigenbemÃ¼hungen nachgekommen werden mÃ¼sste. Eine
entsprechende Obliegenheit bestÃ¼nde nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II nur im Falle
nicht angemessener Kosten der Unterkunft. Das SG Freiburg fÃ¼hrt zudem in
Abgrenzung zu dem Urteil des Landessozialgerichtes Baden-WÃ¼rttemberg, Az. L 2
SO 4042/14, aus, dass es zwar im Anwendungsbereich des ZwÃ¶lften Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII) aufgrund des dortigen Nachrangprinzips (Â§ 2 SGB XII)
auf KostensenkungsbemÃ¼hungen ankomme. FÃ¼r den Bereich des SGB II gelte
dies jedoch nicht. Insoweit verkennt das Sozialgericht Freiburg zur Ã�berzeugung
der Kammer, dass auch im SGB II ein entsprechender Nachrang normiert ist. So
sieht die Regelung des Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II vor, dass erwerbsfÃ¤hige
Leistungsberechtigte â�� wie der KlÃ¤ger â�� alle MÃ¶glichkeiten zur Beendigung
oder Verringerung ihrer HilfebedÃ¼rftigkeit ausschÃ¶pfen mÃ¼ssen. Â§ 2 Abs. 1
Satz 1 SGB II stellt damit als Programmsatz den Selbsthilfegrundsatz der
leistungsberechtigten Person und den Grundsatz der staatlichen Nachrangigkeit
heraus. Da mithin nach dem Programmsatz des Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II auch beim
KlÃ¤ger alle MÃ¶glichkeiten zur Verringerung der HilfebedÃ¼rftigkeit
ausgeschÃ¶pft werden mÃ¼ssen, kann auch dann eine
Kostensenkungsobliegenheit erwartet werden, wenn die Gesamtkosten aus der
Nettokaltmiete inklusive kalter Nebenkosten und der Kosten fÃ¼r den Stellplatz
unter der jeweiligen Angemessenheitsgrenze liegen. Es kann aufgrund des
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Grundsatzes der staatlichen Nachrangigkeit und des Umstandes, dass es sich um
steuerfinanzierte Leistungen handelt, nicht sein, dass die Kosten fÃ¼r den Stellplatz
automatisch dann anzuerkennen sind, wenn die Gesamtkosten der Unterkunft und
Heizung unter den jeweiligen Angemessenheitsgrenzen liegen. Vor Anerkennung
der Kosten fÃ¼r den Stellplatz kann daher erwartet werden, dass entsprechende
ausreichende und nachgewiesene KostensenkungsbemÃ¼hungen erfolgen. Erst
wenn der jeweilige Betroffene durch ausreichende BemÃ¼hungen nachweist, dass
ihm eine Untervermietung des jeweiligen Stellplatzes nicht mÃ¶glich gewesen ist,
kann hiervon als besonderer Ausnahmefall eine Abweichung erfolgen. SchlieÃ�lich
verfÃ¤ngt auch das Argument der KlÃ¤gerseite, dass dem KlÃ¤ger nicht bekannt
gewesen sei, dass die Garage nicht zu den Kosten der Unterkunft und Heizung
gehÃ¶re und dass daher eine entsprechende Kostensenkungsaufforderung zu
ergehen gehabt hÃ¤tte, nicht. Insoweit wurde der KlÃ¤ger â�� wie der Beklagte zu
Recht ausfÃ¼hrt â�� bereits mit Bescheid vom 23.01.2018 darauf hingewiesen,
dass die Kosten der Miete fÃ¼r den Stellplatz nicht berÃ¼cksichtigt werden. Ihm
hÃ¤tte damit ab Zugang des Bescheides klar sein mÃ¼ssen, dass die Kosten fÃ¼r
den Stellplatz grundsÃ¤tzlich nicht Teil der Kosten der Unterkunft und Heizung sind
und dass er die Kosten z.B. durch entsprechende Nachfragen beim Vermieter oder
durch Untervermietung senken kann. Da die Kosten fÃ¼r den Stellplatz mithin
grundsÃ¤tzlich nicht unter den Tatbestand des Â§ 22 SGB II fallen und auch kein
Ausnahmefall dergestalt vorliegt, dass die Kosten fÃ¼r den Stellplatz unvermeidbar
sind, hat der Beklagte zu Recht die Kosten fÃ¼r den Stellplatz nicht mit in die
Bedarfsberechnung eingestellt. Der angefochtene Bescheid vom 11.10.2018 in der
Fassung der beiden Ã�nderungsbescheide vom 22.11.2018 und vom 24.11.2018 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 04.12.2018 ist daher rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Die Klage ist damit abzuweisen.
II.) Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Verfahrens. III.) Die Berufung gegen dieses Urteil ist nicht zulÃ¤ssig.
BerufungszulassungsgrÃ¼nde liegen nicht vor (Â§Â§ 143, 144 SGG).

Erstellt am: 21.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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